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DiePrognose klang vielverspre-
chend: Jährlich sollten dank der
höheren Unternehmenssteuern
zwischen 1 und 2,5 Milliarden
zusätzliche Steuerfranken indie
Bundes- und Kantonskassen
fliessen. Doch in der Realität
fällt der Zustupf aus der 2024
eingeführten OECD-Mindest-
steuer noch immer deutlich
kleiner aus. Immerhin hat sich
der Betrag im Vergleich zum
Vorjahr verdoppelt. Das zeigt
die neue, amDonnerstag publi-
zierte Studie des Beratungs-
unternehmensDeloitte.

Die 50 grössten börsenko-
tiertenSchweizerKonzernewer-
den demnach für das Jahr 2025
insgesamt 563,8Millionen Fran-

ken an Ergänzungssteuern im
In- und Ausland abliefern. Die
ursprünglich angepeilten 2,5
Milliarden scheinen ausser
Reichweite. Das glaubt jeden-
falls Deloitte-Steuerexperte
Thomas Hug: «Aufgrund der
verfügbaren Daten gehen wir
aktuell davon aus, dass die
Mehreinnahmen der Schweiz
aus der OECD-Mindeststeuer
eher tief ausfallen werden.»
Denn mittlerweile haben auch
weitere Länder Regelungen für

das Einziehen der Mindest-
steuer eingeführt, weshalb für
die Schweiz letztlich weniger
übrig bleibt.

Die Deloitte-Analyse zeigt,
dass nicht alle Branchen gleich
viel beisteuern. Bezahlt werden
die Ergänzungssteuern zu 74
Prozent von den Pharmakon-
zernen. 16 Prozent stammen
von den Banken und Versiche-
rungen, 3 Prozent von der Lu-
xusgüterindustrie. Über die
Hälfte der untersuchten 50 Fir-
men muss gar nichts abliefern,
bei den zahlungspflichtigen
21 Unternehmen variieren die
Beiträge stark.

Auffällig ist: Die beiden
grössten Zahler, die Basler Phar-
makonzerne Novartis und Ro-
che, steuernmit 416,6Millionen

Florence Vuichard Franken allein knapp drei Vier-
tel bei. Die Private-Equity-Fir-
ma Partners Group, der Rück-
versicherungskonzern Swiss Re
und die Bank Julius Bär, die alle
etwasmehr als 20Millionen ab-
geben müssen, komplettieren
die Top 5.

Erstaunlich: Bundkorrigiert
Erwartungennach oben
Angesichts der von Deloitte be-
rechneten, vergleichsweise be-
scheidenen 563,8 Millionen
Franken erstaunt es, dass der
Bundesrat seine Erwartungen
andieOECD-Mindeststeuer für
2025 aufgrund der Einführung
der internationalen Ergän-
zungssteuer gar noch angeho-
ben hat – auf 1,5 bis 3,5 Milliar-
den Franken. Andere Länder

jedenfalls haben jüngst die Er-
wartungen an die Zusatzein-
nahmen eher nach unten korri-
giert: Grossbritannien etwa von
2,8Milliarden auf 1,6Milliarden
Pfund, Holland von 466 Millio-
nen auf 346Millionen Euro.

Das liegt nicht nur daran,
dass immermehr Länder natio-
naleErgänzungssteuerneinfüh-
ren, sondern auch an der seit
dem 1. Januar 2026 geltenden
Sonderbehandlung fürUS-Kon-
zerne. Denn die USA haben
zwardasProjekt zurEinführung
einer internationalen Mindest-
steuer für Firmen angestossen,
sie selber halten sich aber nicht
daran – und schützen auch ihre
Konzerne vor allfälligen Zusatz-
forderungen aus anderen Län-
dern.

Franken
beträgt der Zustupf für
das Steuerjahr 2025

563,8 Mio.

Es wird wohl wieder nichts mit
dem Comeback Deutschlands.
Die grösste Volkswirtschaft
Europas bewegt sich nach zwei
Jahren Rezession und einem
Jahr Stagnation (vgl. Grafik)
weiter im Kriechgang. Zwar
diagnostizierte die Bundesbank
am vergangenen Mittwoch in
ihremmonatlichenKonjunktur-
bericht ein «leichtes Wachs-
tum» des realen und saisonbe-
reinigten Bruttoinlandprodukts
im ersten Quartal. Doch was
auf Anhieb vielleicht beruhi-
gend klingt, ist tatsächlich eine
böse Enttäuschung.

Es wird erwartet, dass die
Bundesregierung in der kom-
menden Woche ihre Schätzung
für das Wirtschaftswachstum
Deutschlands auf mickrige 0,5
Prozent im laufenden Jahr hal-
bieren wird. Dabei gab es eben
erst Grund zur Hoffnung. Jörg
Krämer,ChefökonomderCom-
merzbank, rechnete noch im
Herbst mit einem Wachstum
von 1,4 Prozent. Damit stand er
mitten in der Herde der Kon-
junkturprognostiker.

Doch kein
Fiskalimpuls
«Da kommt ein beträchtlicher
Fiskalimpuls auf uns zu», sagte
er im September zu CH Media.
Die neue Bundesregierung hat-
te sich über die Sommermonate
zu einem milliardenschweren
staatlichen Programm zur Mo-
dernisierung von Infrastruktur
und Verteidigung zusammen-
gerauft. Das Programm hätte
schon 2026 markante Wachs-
tumsimpulse setzen sollen. Die
Bundesregierung verschobAus-
gabenposten für Strassen oder
Schienennetze vom Kernhaus-
halt in den neuen Nebenhaus-
halt für das 500-Milliarden-In-
vestitionsprogramm und legte
so Ressourcen für den Kern-
haushalt frei.

Nun gibt es höhere Renten
für Mütter, tiefere Mehrwert-
steuern für Restaurants, Sub-
ventionierung von Agrardiesel,

tiefere Stromkosten und vieles
mehr, was Kaufkraft erhöht und
wenigstens in der Theorie den
Konsum ankurbeln müsste.
Zwar warnte Krämer, dass dar-
aus «ein Strohfeuer» werden
könnte, aber immerhin eines,
das auch die von Trumps Zoll-
hammer schwer getroffene
Schweiz ein bis zwei Jahre hätte
wärmen sollen. Daraus scheint
nichts zu werden. Der Beschäf-

tigungsrückgang setzt sich fort,
das Lohnwachstum flacht ab
undtrotzdemsteigendiePreise,
schreibt die Bundesbank. Das
Geld, das die Regierung gerade
grosszügig am Verteilen ist,
wirdnicht ausgegeben, sondern
gespart. Auch von der Industrie
kommen keine Impulse. Von
«strukturellen Wachstums-
hemmnissen» schreibt die Bun-
desbank und meint die hohen

Energiepreise und andere Hin-
dernisse, welche die grosse
Chemieindustrie würgen und
derAutoindustriehartzusetzen.

Zurück im
Schlepptau
Alexander Rathke, Leiter Kon-
junkturprognosen des Kof-Ins-
tituts an der ETH Zürich, sagt,
die Autoindustrie sei nach
einem langen Boom in eine
«sehr schlechte Phase» einge-
treten. Er glaubt zwar, dass sie
sich in den nächsten Jahren er-
holenwerde, aber vorerstwerde
sie eine Belastung bleiben –
auch für die Schweiz. Er werde
im Juni wohl auch die Wachs-
tumsprognose für die Schwei-
zer Wirtschaft nach unten revi-
dieren müssen. Im März hatte
er für 2026 nochmit einemPlus
von1Prozentgerechnet. Inzwei
Monaten könnte die Prognose
auf 0,7 Prozent sinken.

Während Jahrzehnten hing
die SchweizerWirtschaft an der
Lokomotive Deutschland. Vor
etwazehnJahrenkameszurAb-

koppelung: Gezogen von der
starken US-Wirtschaft überhol-
te die Schweiz ihren grossen
Nachbarn.Obschondie Schwei-
zer Exporte nach Deutschland
seit Anfang Jahr rückläufig sind,
ist das Land wieder zum wich-
tigsten Absatzmarkt für die
Schweizer Industrie aufgestie-
gen.DieUSA sind auf den zwei-
ten Platz zurückgefallen, wohl
hauptsächlich zollbedingt.

Essiehtnichtdanachaus,als
ob die Schweizer Industrie vor
dem Hintergrund der Struktur-
krise inDeutschland,demKrieg
im Iran und der protektionisti-
schen US-Handelspolitik rasch
wieder auf Touren kommt.
Rathke rechnet mit einem wei-
teren Anstieg der Arbeitslosig-
keit. Diese nimmt seit zwei Jah-
ren kontinuierlich zu, was für
Rathke«ein Stückweit bloss die
Normalisierung nach einem
Superboom» ist.

Der Ökonom hat wohl recht
damit, aber für jene, die um ihre
Stelle zittern müssen, ist es ein
schwacher Trost.

Daniel Zulauf

Tourismus Die Dertour-Grup-
pehat letztes Jahrdeutlichzuge-
legt. Der Umsatz erhöhte sich
um 18 Prozent auf 10,8 Milliar-
denEuro, teilt dasdeutscheRei-
seunternehmen mit. Zu Der-
tour gehören unter anderemdie
Schweizer Traditionsreisemar-
ken Kuoni, Helvetic Tours und
seit kurzem die ehemalige Mig-
ros-TochterHotelplan.

Dertour Suisse sei 2025 pro-
fitabel gewachsen, heisst es.
Konkrete Zahlen nennt das
Unternehmen allerdings nicht.
Für den Schweizer Markt sei
insbesondere die Integration
der Hotelplan-Gruppe von zen-
traler Bedeutung, heisst es wei-
ter. Der Zusammenschluss ver-
laufe planmässig und zeige be-
reits Wirkung: Dertour Suisse
habe seine Marktposition wei-
ter gestärkt. (mim)

Der Lack ist ab: VW-Produktion inWolfsburg. Bild: Hauke-Christian Dittrich/DPA

* erwartete neue Prognose der Bundesregierung
** das Kof erwägt die aktuelle Prognose von 1% im Juni auf bis zu 0,7% zu senken.

Schrittmacher Deutschland stockt
Reale Veränderung des Bruttoinlandproduktes in Prozent

Quelle: Bundesbank, Seco/Grafik: mlu
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Die neue Firmensteuer bringt weniger als erhofft
Bund undKantone erhaltenMillionen stattMilliarden, wie eine neue Studie zeigt.

Deutschland bleibt am Boden
Beim grossen Nachbarn zeichnet sich nur noch einMini-Wachstum ab. Das hat Folgen für die Schweiz.

Mehr Umsatz
für Dertour

St. Galler Tagblatt


